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Sparkassen Bielefeld und Bad
Oeynhausen: Rückzahlungen nach

Gebührenstreit
Sparkassen in NRW müssen Gebührenerhöhungen

zurücknehmen, da fehlende Zustimmung der Kunden.
Verbraucher erhalten Erstattungen.

Wichtige Entscheidung für Bankkunden in
Nordrhein-Westfalen

Eine aktuelle Abmahnung durch die Verbraucherzentrale NRW
sorgt für Erleichterung bei zahlreichen Bankkunden in der
Region. Die Sparkassen in Bielefeld, Bad Oeynhausen sowie an
Volme und Ruhr sind dazu verpflichtet worden, eine
Unterlassungserklärung abzugeben, die unzulässige
Gebührenerhöhungen betrifft.

Vertragsänderungen und ihre Folgen

Die Abmahnung bezieht sich auf die unrechtmäßige Erhöhung
von Kontoführungsgebühren. Laut David Riechmann, einem
Fachmann für Bankrecht bei der Verbraucherzentrale, hätten die
Sparkassen bei vielen Kunden keine gültige Zustimmung für
diese Änderungen eingeholt. Ein oft missverstandenes Konzept
ist dabei die sogenannte „fiktive Zustimmung“, die durch
einfache Kontonutzung nach einem festgelegten Datum
entstand. Riechmann unterstreicht, dass eine übliche
Überweisung oder Geldabhebung nicht als Zustimmung zu einer
Änderung des Vertragsverhältnisses gewertet werden kann.



Rückerstattung für Kunden

Ein entscheidender Punkt dieser Abmahnung ist, dass die
betroffenen Kunden nun die bereits zu viel gezahlten Gebühren
zurückerhalten. Die Sparkassen sind verpflichtet, ihre Kunden
über die rechtlichen Änderungen zu informieren und um eine
rechtmäßige Zustimmung zu den neuen Gebühren zu bitten.
Diese Maßnahme stellt sicher, dass die Kunden über ihre Rechte
informiert werden und keine zusätzlichen Kosten ohne ihre
ausdrückliche Zustimmung entstehen.

Gesetzliche Grundlagen

Die rechtlichen Grundlagen für diese Entscheidung basieren auf
einem Urteil des Bundesgerichtshofs aus dem April 2021. Darin
wurde klargestellt, dass Klauseln über Vertragsanpassungen in
den Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) nicht so
formuliert sein dürfen, dass sie Änderungen am gesamten
Vertrag ohne die ausdrückliche Zustimmung der Kunden
ermöglichen. Diese Regelung dient dem Schutz der Verbraucher
und muss von den Banken strikt eingehalten werden.

Ausblick und Relevanz

Die Abmahnung der Sparkassen in NRW ist nicht nur ein
konkretes Beispiel für den Schutz von Verbrauchern, sondern
auch Teil eines größeren Trends, der auf die Notwendigkeit von
Transparenz in der Bankenbranche hinweist. Die
Verbraucherzentrale NRW zeigt mit ihrer Intervention, wie
wichtig es ist, dass Finanzinstitute klare Informationen
bereitstellen und auf die Zustimmung ihrer Kunden positiv
angewiesen sind.

In Zukunft werden die Sparkassen wieder aktiv auf ihre Kunden
zugehen müssen, um die Zustimmung zu den erhöhten
Gebühren zu erhalten. Sollte diese verweigert werden, könnte es
im schlimmsten Fall zu einer Kündigung des Kontos kommen –



ein Szenario, das sowohl die Sparkassen als auch die Kunden
dringend vermeiden möchten.

 – NAG

Details

Besuchen Sie uns auf: n-ag.de
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